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Die Verwirklichung der Oberstufen-Reform in den Ländern der
Bundesrepublik Deutschland*
1. Überblick über die Entwicklung der Reformvereinbarung seit 1972
Die von der Kultusministerkonferenz (KMK) getroffene „Vereinbarung zur Neugestal¬
tung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II vom 7. Juü 1972" büdet den vor¬
läufigen Abschluß einer büdungspoütischen Entwicklung, deren Anfänge bis zur soge¬
nannten „Saarbrücker Rahmenvereinbarung" von 1960 zurückgehen (vgl. KMK-Verem¬
barung von 1972, S. 5-8; in diesem Heft vgl. den einführenden Aufsatzvon I. Schindler).
Die organisatorische Reform der Oberstufe, die Inhalt der Vereinbarung von 1972 ist,
wurde ergänzt durch die „Verembarung über die Abiturprüfung in der neugestalteten
gymnasialen Oberstufe der Sekundarstufe II" vom 13. Dezember 1973 in der Fassung vom
7. November 1974. Ziel dieser notwendigen Ergänzungsvereinbarung ist es nach ihrem
Einleitungssatz, „die Vergleichbarkeit der in der neugestalteten gymnasialen Oberstufe
erworbenen Zeugnisse der allgemeinen Hochschulreife zu sichern und eine Vereinheit¬
üchung der Maßstäbe für ihre Zuerkennung zu erreichen".
Die praktische Durchführung der Reformvereüibarung in den einzelnen Bundesländern
führte zu unterschiedhchen Auslegungen und Organisationsformen und machte den Be¬
schluß der KMK vom 2. Juni 1977 über die „einheitüche Dmchführung der Vereinbarung
zur Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe" erforderlich, auch bekannt als „Lübecker
Verembarung". Auf sechs Seiten wird hier in knappen Formulierungen eine neue Ab¬
stimmung über die bis dahin aufgetretenen Unterschiede und ungeklärten Einzelheiten
fixiert. Am 2. Dezember 1977 ließ die KMK einen Beschluß folgen, der „Empfehlungen
zur Arbeit in der gymnasialen Oberstufe" gemäß der Vereinbarung von 1972 unterbreitet.
In der Präambel heißt es: „Aufgrund der (bei der Durchführung des neuen Oberstufen-
modeUs in den Bundesländern; d. Verf.) gewonnenen Erfahrungen hält es die Kultus¬
ministerkonferenz für angebracht, als Ergänzung zu der Vereinbarung eine Empfehlung
zur pädagogischen Gestaltung der gymnasialen Oberstufe herauszugeben, durch die zu¬
gleich die pädagogischen Grundgedanken, die zu der Vereinbarung geführt haben, ver¬
deutlicht, vervollständigt und möglichst systematisch dargestellt werden sollen." In sechs
Abschnitten bezieht sich der Beschluß auf Ziele der gymnasialen Oberstufe, Lernbereiche
und ihre Struktur, Unterrichtsverfahren, Gestaltung der sozialen Beziehungen, Beratung
und Aufgaben des Lehrers.
Der folgende Aufsatz erscheint auch in: ProjektgruppeBildungsbericht (Hrsg.): Bildung in der
Bundesrepubük Deutschland. Daten und Analysen. Bd. 2: Gegenwärtige Probleme. (Max-Planck-
Institut für Bildungsforschung Berlin.) Reinbek b. Hamburg (Rowohlt)/Stuttgart (Klett-Cotta)
1980.
Z.f.Päd., 26. Jg. 1980, Nr. 2
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Als vorerst letzte Etappe in den Bemühungen um eine einheitüche Gestaltung der refor¬
mierten gymnasialen Oberstufe können der „Bericht der Bundesregierung über die struk¬
tureUen Probleme des föderativen BUdungssystems" vom 23. Februar 1978 und die Stel¬
lungnahme betrachtet werden, mit der die Kultusministerkonferenz am 21. April 1978
darauf antwortete. Die Antwort bezog sich darauf, daß der Bericht der Bundesregierung
unter der Rubrik „AUgemeine Hochschuüeife" unter anderem konstatierte: „ . . . die
Unterschiede bei der Ausgestaltung der gymnasialen Oberstufe sind... in den einzelnen
Ländern nach wie vor groß" (S. 36).
2. Gründe und Ziele der Reform
Nach diesem UberbUck über die Reformvereinbarungen in ihrer zeitUchen Folge seien
Gründe und Ziele der Reform, wie sie in der ursprüngüchen Vereinbarung dargestellt
smd, kurz charakterisiert. Langfristig gesehen, soll die Vereinbarung Entwicklungen för¬
dern, die die schwierige Aufgabe einer Zusammenführung allgemeinbildender und berufs¬
bezogener Bildungsgänge lösen helfen. Konkret jedoch beschränkt sich die Vereinbarung
auf eine Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe, wobei sie als eine organbatorbche
Reform verstanden wird, welche die inhaltüche, curriculare Reform ermöglichen und ein¬
leiten soU.
Die beiden wesentüchen Angriffspunkte der Reform waren die als starr empfundene Jahrgangsklasse
und der zugleich obügatorische und ausschüeßüche Fächerkanon des herkömmlichen Gymnasiums.
Mit der Auflösung des Klassenverbandes zugunsten eines Kurssystems und mit der Möghchkeit,
innerhalb emes Pflicht- und Wahlbereichs die Unterrichtsfächer selbst zu bestimmen, soU die Verein¬
barung nach ihren eigenen Worten „die gymnasiale Oberstufe stärker als bisher sowohl an den An¬
forderungen einer sich verändernden Gesellschaft als auch an den Bedürfnissen der Heranwachsen¬
den orientieren. Die größere Selbständigkeit, wie sie dem Oberstufenschüler entspricht, wüd ver¬
bunden mit wissenschaftsnahem Arbeitsstil und überschaubarem Leistungsanspruch". Die Verein¬
barung soll durch diesen organisatorischen Grundansatz „die notwendigen Änderungen von Unter¬
richtsinhalten und Arbeitsformen in den Schulen ermögüchen und gleichzeitig sichern, daß die Ober¬
stufe ihre gemeinsame Gestalt in den Ländern der Bundesrepubük behält".
Zweck der organisatorischen Neugestaltung der Oberstufe ist es, mit der zehnten Klasse
die gegüederten Gymnasialtypen enden zu lassen, um in den bisherigen Jahrgangsstufen
11 bis 13 einen äußerüch wie innerUch differenzierten Unterricht zu verwirklichen, der die
Amprüche der heutigen Geselbchaft ebenso wie die individuellen Bedürfnbse des Schülers
mehr als bisher zu ihrem Recht kommen läßt. Die neugestaltete Oberstufe soU ebenso die
Studierfähigkeit vermitteln und damit zur Hochschule führen wie andererseits den Weg zu
einer beruflichen Ambildung oder Tätigkeit bahnen. Vor allem der zweite Gesichtspunkt
verlangt in der langfristigen Planung eine allmähUche Erweiterung des cumcularen Be¬
reichs des Gymnasiums und die Aufnahme neuer Fächer in den Oberstufenunterricht, wie
zum Beispiel Psychologie, Wirtschaftswissenschaft, Rechtskunde, Datenverarbeitung.
Mehr darüber sagt die Kultusministerkonferenz in ihren „Empfehlungen zur Arbeit in der
gymnasialen Oberstufe" vom Dezember 1977.
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3. Strukturmerkmale der Reform
3.1. Grundsätze, Güederung, Unterrichtsangebot
Wie sehen nun die Strukturmerkmale aus, die eine Verwüküchung dieser Ziele ermög-
üchen soUen? In sieben von insgesamtzehn Abschnitten aufsechs Seiten legt die KMK ihre
VorsteUungen nieder. Das Unterrichtsangebot der Oberstufe wird nach Begabung und
Leistung differenziert und in emen Pflichtbereich und einen Wahlbereich aufgeteüt, bei
durchschnittüch 30 Wochenstunden für den Schüler, die sich im Verhältnis zwei zu eins
auf Pflicht- und Wahlbereich verteuern
Die einzelnen Fächer werden in Leistungskursen und Grundkursen unterrichtet; Leistungskurse um¬
fassen fünf bis sechs Wochenstunden, Grundkurse zwei bis drei Wochenstunden. Beide Kursarten
gibt es sowohl im Pflicht- wie auch im Wahlbereich. Im Unterschied zu den Grundkursen, in denen
der Schüler grundlegende Kenntnisse eines Fachs erwerben oder erweitern soU, vermitteln die
Leistungskurse vertieftes wissenschaftspropädeutisches Verständnis und erweiterte Spezialkennt¬
nisse. Die Fächer des Pflichtbereichs sind in drei Aufgabenfelder zusammengefaßt: (1) das sprach-
üch-üterarisch-künstlerische, (2) das gesellschaftswissenschaftüche und (3) das mathematisch-natur-
wissenschaftüch-technische Aufgabenfeld; dazu kommen Reügion und Sport.
Zum sprachüch-Uterarisch-künstlerischen Aufgabenfeld gehören die Fremdsprachen und die Fächer
Deutsch, bildende Kunst und Musik. Dem gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld sind die
Fächer Gemeinschaftskunde (beziehungsweise politische Weltkunde), Geschichte, Erdkunde,
Phüosophie, in einigen Ländern auch Reügion zugeordnet. Das mathematisch-naturwissenschaft-
üch-technische Aufgabenfeld umfaßt Mathematik, Physik, Chemie, Biologie und Informatik. Die
Anforderungen im Fach Reügion sind der jeweiügen Ländergesetzgebung überlassen. Im Sport wer¬
den ebenfaUs Leistungs- und Grundkurse in verschiedenen Sportarten angeboten.
Der Wahlbereich dient in Verbindung mit dem Pflichtbereich der individueUen SchwerpunktbUdung
durch den Schüler. Die Fächer des Wahlbereichs entstammen entweder ebenfalls den genannten Auf¬
gabenfeldern oder können neu in das Unterrichtsangebot aufgenommene Fächer sein, wie Pädagogik,
Psychologie, Soziologie, Rechtskunde, Geologie, Astronomie, Technologie, Statistik, Datenver¬
arbeitung und andere.
3.2. Organisationsform: Einführungsphase, Kurssystem, Abitur
Die gymnasiale Oberstufe beginnt nach der 10. Klasse. Sie ist in zwei Abschnitte mit unter¬
schiedlicher Organisationsform gegliedert: (1) die Einführungsphme, die ein halbes oder
ein ganzes Jahr umfaßt; (2) das Kurssystem, das sich bis zum Abitur über vier Halbjahre
erstreckt.
Damit Uegt die Regelschulzeit in der reformierten Oberstufe bei zweieinhalb oder drei
Jahren. Sie kann unter bestimmten Leistungsvoraussetzungen um ein halbes Jahr verkürzt
oder bis auf insgesamt vier Jahre verlängert werden. Die Organisationsform der Grund-
und Leistungskurse löst die herkömmüchen Jahrgangsklassen in der Oberstufe ab. Die
Kurse sind einzelnen Fächern zugeordnet, zugleich aber themenbestimmt und dauern
jeweüs etil halbes Jahr. In der Einführungsphase soU das Kurssystem so vorbereitet wer¬
den, daß es spätestens mit Beginn der 12. Jahrgangsstufe voU entfaltet ist. Die neue Unter¬
richtsform des Kurssystems verlangt eine individueUe Beratung des Schülers: Die Auf¬
gaben des bisherigen Klassenlehrers übernimmt daher ein Beratungslehrer, Tutor ge¬
nannt.
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In den vier Regelhalbjahren des Kurssystems belegt jeder Schüler etwa 20 Wochenstunden je Schul-
halbjahr im Pflichtbereich und etwa 10 Wochenstunden im Wahlbereich; insgesamt also in vier Halb¬
jahren 120 Wochenstunden. Dabei müssen, verteilt auf die vier Halbjahre, 22 Wochenstunden dem
ersten Aufgabenfeld entstammen, 16 Wochenstunden dem zweiten Aufgabenfeld und wiederum 22
Wochenstunden dem dritten Aufgabenfeld; im Sport müssen es zusammen mindestens acht Wochen¬
stunden sein. Zu diesen stundenmäßigen Verpflichtungen in den Aufgabenfeldern kommen inhaltliche
hinzu: So müssen sich unter den 22 Wochenstunden des ersten Aufgabenfeldes mindestens zwei Halb¬
jahreskurse (das heißt Grund- oder Leistungskurse) in der deutschen Muttersprache befinden, femer
zwei Kurse in einerFremdsprache, zwei KurseLiteratur oderKunstoderMusik; unter den 22 Wochen¬
stunden des dritten Aufgabenfeldes müssen mindestens zwei Kurse in Mathematik und vier Kurse in
den Naturwissenschaften belegt werden. Diese vorgenannten Verpflichtungen ergänzt der Schüler im
Wahlbereich nach seinen eigenen Vorstellungen anhand des in seiner Schule möglichen Fächer¬
angebots. Jeder Schüler muß zwei Leistungsfächer wählen; eines davon muß eine Fremdsprache oder
Mathematik oder eine Naturwissenschaftsein; das zweite Leistungsfach ist frei wählbar. Es stehtjedem
Bundesland frei, auch ein drittes Leistungsfach vorzuschreiben; Rheinland-Pfalz und das Saarland
machen Gebrauch von dieser Mögüchkeit.
Der Unterricht der Kursoberstufe schließt ab mit der Abiturprüfung, die dem Schüler die
Zuerkennung der aUgemeinen Hochschuüeife bringt. Im Abitur wird der Schüler in vier
Fächern geprüft, die er selbst zu diesem Zweck zu Beginn der Kursoberstufe gewählt hat,
und zwar in den ersten drei Prüfungsfächern schriftlich und gegebenenfaUs mündüch, im
vierten Fach nur mündüch. Als die beiden ersten Fächer ün Abitur gelten die beiden Lei¬
stungsfächer. Das dritte und das vierte Prüfungsfach, das jeweils in Grundkursform unter¬
richtet wird, muß vom Schüler so gewählt werden, daß unter den vier Abiturfächern alle
drei Aufgabenfelder vertreten sind. SämtUche im Pfüchtbereich aufgeführten Fächer ein-
schließlich Religion und Sport können Prüfungsfach im Abitur sein.
3.3. Bewertung und Gesamtquaüfikation
Die Bewertung der vom Schüler erbrachten Leistungen während der vier Kurshalbjahre
ebenso wie im Abitur erfolgt nach den herkömmlichen Notenstufen eins bis sechs. Diese
Leistungsnoten werden zur Bildung einer Gesamtquaüfikation nach einem Punktesystem
umgerechnet.
Jede Leistungsnote außer der sechs hat in der Kursoberstufe eine Tendenz, zum Beispiel 1+, 1,1—, so
daß sich folgender Schlüssel für die Umrechnung der Notenskala in das Punktsystem ergibt:
Note 1 + = 15 Punkte Note 3- = 7 Punkte
Note 1 =14 Punkte Note 4 + = 6 Punkte
Note 1- = 13 Punkte Note 4 =5 Punkte
Note 2 + = 12 Punkte Note 4- = 4 Punkte
Note 2 =11 Punkte Note 5 + = 3 Punkte
Note 2- = 10 Punkte Note 5 =2 Punkte
Note 3+ = 9 Punkte Note 5- = 1 Punkt
Note3=8 Punkte Note 6 =0 Punkte
Die vom Schüler erbrachten Leistungen einschließüch der Abiturprüfungen werden zur
BUdung der Gesamtquaüfikation in drei Lebtungsblöcke unterteilt: In den ersten Block
gehen die Leistungen aus 20 Grundkursen ein, den zweiten Block bilden sechs der beleg¬
ten acht Leistungskurse, und den dritten Block bilden die Leistungen in den vier Prüfungs¬
fächern im Abschlußhalbjahr sowie die schriftlichen und mündlichen Leistungen der
Die Verwirklichung der Oberstufen-Reform in den Ländern 197
Abiturprüfung. Dabei ist als Berechnungsgrundlage festgelegt, daß ein Grundkurs maxi¬
mal 15 Punkte erbringen kann, ein Leistungskurs bei dreifacher Berechnung 45 Punkte.
Auf dieser Berechnungsgrundlage können in jedem Block maximal 300 Punkte (also ins¬
gesamt 900 Punkte in der Gesamtquaüfikation) erreicht werden. Der Nachweis der aUge¬
meinen Hochschuüeife gilt als erbracht, wenn ein Schüler in jedem der drei Blöcke min¬
destens ein Drittel, das heißt 100 Punkte erreicht hat; das entspräche bei Umrechnung auf
eine Notenstufe der Note vier. Die Regelungen sind hier um der besseren Verständhchkeit
wtilen durch Auslassung von Einzelheiten und Besonderheiten veremfacht dargesteUt, in
Wirklichkeit sind sie noch etwas komplizierter.
4. Die Durchführung der Reform in den Bundesländern
Die Vereinbarung von 1972 sah auch eine gewisse zeitliche Einheitlichkeit vor. Die Durch¬
führung der Beschlüsse sollte in aUen Schulen spätestens mit dem Schuljahr 1976/77 be¬
ginnen.
Einen Überblick über die Ausgestaltung der Reform in den einzelnen Bundesländern
suchen wir im wesentüchen mit Hilfe der synoptischen Tabellen 1—6 zu geben. Diese wer¬
den ergänzt durch eine erläuternde Auswertung der Befunde, die sich auf die äußerUchen
Organisationsmerkmale der sogenannten „Kursoberstufe", „KoUegstufe" oder „Studien¬
stufe" beschränken, wie sie 1972 von der KMK vorgesehen beziehungsweise von den
Ländern dann in ihren Regelungen vorgeschrieben wurden.
Die Darstellung gliedert sich in sechs Abschnitte, nämüch: Rechtsgrundlagen und Einführung der
Reform (TabeUe 1), Dauer der Oberstufe (Tabelle 2), Gestaltung der Einführungsphase beziehungs¬
weise des Vorsemesters (Tabelle 3) sowie des Kurssystems selbst mit dem Umfang (Tabelle 4) und
inhaltüchen Charakter (Tabelle 5) seiner UnterrichtsVerpflichtungen, schüeßüch Leistungsbewertung
(Tabelle 6). Dabei können die aufgeführten Merkmale und die stichwortartigen Charakteristiken
der Länderregelungen nur ein grobes Raster darstellen, gemessen an den teüweise sehr detaUüerten
Bestunmungen. Die länderspezifischen Einzelheiten aufzunehmen, würde aber eine vergleichende
GegenübersteUung von vornherein unmöglich machen und keine Information mehr über die Bundes-
einheitüchkeit bieten, wie das zum Zweck unserer Darstellung gehört.
4.1. Rechtsgrundlagen und Zeitpunkte der Einführung der Reform (vgl. Tabelle 1)
Der Zeitraum zwischen der Vereinbarung vom Juli 1972 und dem spätesten vorgesehenen
Termin der Einführung gab den Ländern einen Spielraum von vier Jahren und überließ
ihnen damit das Tempo der Umstellung.
Tabelle 1 läßt erkennen, daß dieses in der Tat sehr unterschiedhch gewählt wurde: Berlin reformierte
im Gegensatz zu allen anderen Ländern mit der „Vorläufigen Regelung für die Neugestaltung der
gymnasialen Oberstufe" vom 1. April 1973 aUe seine Gymnasien gleichzeitig, und zwar von Anfang
an in Gesetzesform. Baden-Württemberg hingegen erprobte das Reformmodell über einige Jahre
an etwa einem Viertel der Gymnasien und stellte den größten Teil seiner Schulen (als letztes Bun¬
desland) mit Gesetz vom 3. Mai 1977, das heißt also mit Wirkung für das Schuljahr 1977/78, auf die
Reform um. Damit hat es, wenn wir recht sehen, die in der Vereinbarung gesetzte Frist um ein Jahr
überschritten. Auch in Bayern, Hamburg und Niedersachsen wurden zwar die letzten Gymnasien
erst zum Schuljahr 1977/78 reformiert, jedoch handelte es sich dabei jeweils nur noch um wenige
Schulen; das Gros arbeitete bereits seit längerer Zeit nach dem ReformmodeU.
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Erlaß vom 20. 5.1976 Erlaß vom 29.9.1977 ab 1976/77
Die meisten Bundesländer sind also schrittweise vorgegangen, indem sie entweder schon
vor 1972 vorbereitende Schulversuche unternahmen (zum Beispiel „Mainzer Studien¬
stufe") oder mit dem Jahr 1973 die Reform an einigen ausgewählten Gymnasien, die sich
dazu bereit fanden, begannen und im Wege freiwilUgen Anschlusses weiterer Schulen all¬
mählich zu einer UmsteUung aller Gymnasien gelangten.
Im Verlauf dieses Prozeses kam es-zum Beispiel in Hessen und in Nordrhein-Westfa-
len-zugerichtlichenEntscheidungen darüber, ob eine gesetzüche Grundlage für die recht¬
üche Absicherung einer so tiefgreifenden Reform unabdingbar ist. Aus Tabelle 1 gehther-
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vor, daß offenbar erst Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-PfalzunddasSaarland der Reform ein eigenesLandesgesetz
gegeben haben, während Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Hol¬
stein auf der Grundlage von Erlassen und Verordnungen arbeiten. Jedoch erschemt der
Eingriff der Reform in die bisherige Schul- und Bildungsstruktur so grundsätzUch, daß die
Eüiführung der Reform in jedem Bundesland der höchstmögüchen Rechtsqualität und
Rechtsverbmdlichkeit bedarf. Die Vereinbarung der Kultusministerkonferenz ihrerseits
hatte ledigüch die Verbüidüchkeit einer gemeinsamen Absprache und WüTenserklärung,
aber kerne Rechtsverbindüchkeit im Sinne der Verfassungen der Länder, bei denen die
Kulturhoheit liegt.
4.2. Dauer des Schulbesuchs in der Oberstufe und Abiturtermine (vgl. TabeUe 2)
Bei der Betrachtung der Dauer des gesamten Bildungsgangs der gymnasialen Oberstufe
und speziell der Einführungsphase fällt auf, daß — freiüch im Rahmen der Vereinbarung-
fünf Länder eine ganzjährige, die anderen sechs eine halbjährige Eüiführungsphase haben;
allerdings ist für Bremen, Saarland, Schleswig-Holstein und mit hoher Wahrschein¬
Uchkeit auch für Niedersachsen die ganzjährige Einführungsphase eine beschlossene
Sache. Daswürde bedeuten, daß etwa vom August 1980 an nurnoch in Berlinund Rhein-
land-Pfalzeine halbjährigeEinführungsphase bestünde.
Die Tendenz, diese Einführungsphase, das heißt die 11. Jahrgangsstufe, ein ganzes Schul¬
jahr dauern zu lassen, wird ausgelöst durch eine Vielzahl verwaltungsmäßiger, organi¬
satorischer, finanzieller und nicht zuletzt pädagogischer Schwierigkeiten. Denn die nur
halbjährige Eüiführungsphase bewirkt im Organisationsgefüge der Schulen eine Rhyth¬
musverschiebung, die dadurch entsteht, daß an dem einzelnen Gymnasium von Klasse 5
bis 10 Jahrgangsklassen bestehen, dann eine halbjährige Eüiführungsphase folgt, an die
sich wiederum eine zweijährige Schulphase mit je zwei Semestern anschließt. Nun heißt es
in den „Empfehlungen zur Arbeit in der gymnasialen Oberstufe" der Kultusministerkon-
ferenzvon 1977 (Nr. 4.2.1, S. 19) unter der Überschrift „Prinzip der Kontinuität":
„Soweit wie möglich soUte ein und derselbe Lehrer nacheinander alle vier Leistungskurse in seinem
Fach unterrichten; ebenso sollten die Pflichtkurse in vorher festgelegter Abfolge vom jeweils gleichen
Lehrer durchgeführt werden. Femer ist zu empfehlen, daß bei entsprechenden organisatorischen
Voraussetzungen einzelne Lehrer aus der Sekundarstufe I ihre Schüler in die Oberstufe begleiten,
zum Beispiel ehemaüge Klassenleiter als Oberstufentutoren fungieren und umgekehrt frei werdende
Oberstirfentutoren in der Mittelstufewieder als Klassenleiterbeginnen."
Für den Klassenunterricht haben diese Gedanken von jeher Gültigkeit gehabt. Bei An¬
wendung auf die Oberstufe wird man feststellen, daß bei einem viersemestrigen Rhythmus
ebenso wie bei einer nur zweisemestrigen Kontinuität von Lehrer und Kurs jedoch wegen
der halbjährigen Einführungsphase auf jeden FaU entweder nach der Einführungsphase
oder- bei Kopplung von Eüiführungsphase mit dem ersten Semester und dem zweiten mit
dem dritten Semester - nach dem dritten Semester eine Lehrerumbesetzung erfolgen muß,
die stets zu einem Zeitpunkt eintritt, wenn in Klasse 5 bis 10 gerade die Hälfte des Schul¬
jahres vorbei ist - sicherlich kein pädagogisch und organisatorisch ratsamer Zeitpunkt für
einen Lehrerwechsel. Die vielfältigen Schwierigkeiten, die sich aus diesem Umstand
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Unter dem Gesichtspunkt der BundeseinheitUchkeit brauchten solche Schwierigkeiten
eines Landes die übrigen Bundesländer nicht zu berühren. Ein anderer Aspekt desselben
Tatbestandes hat jedoch länderübergreifende Bedeutung: In einer Zeit der zentralen Stu¬
dienplatzvergabe erschemt die Frage mchtohne Bedeutung, wie lange der einzelne Schüler¬
jahrgang an der Schule bleibt beziehungsweise wie schneU im Vergleich zu anderen Län¬
dern ein Jahrgang die Schulen verläßt, um an weiterführende Bildungsstätten zu gehen.
Denn die sechs—von 1980 an wahrscheinlich nur noch zwei -Länder mit halbj ähriger Ein¬
führungsphase haben im Vergleich mit den anderen eine um ein halbes Jahr kürzere
Regeldurchlaufzeit. Das heißt, ihre Schüler - und die Erfahrung lehrt, daß mindestens
zwei Drittel bis vier Fünftel eines Jahrgangs am Ende der Regelzeit das Abitur ablegen -
verlassen nach zweieinhalb und nicht erst nach drei Jahren die Schulen. Bedenkt man
ferner, daß außer in Baden-Württemberg und Bayern die Mögüchkeit besteht, bei
besonders guten Leistungen die Einführungsphase als Kurssemester angerechnet zu be¬
kommen, so verlassen die besten Schüler der übrigen Bundesländer ihre Gymnasien um
ein Jahr früher als ihre Altersgenossen in Bayern und Baden-Württemberg. Beide
Umstände, die das ermögüchen, widersprechen jedoch nicht der KMK-Vereinbarung.
Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang auch, ob das Abitur in einem Bundesland
jährlich oder halbjährüch abgenommen wird. Die Verembarung von 1972 sah die Mög¬
lichkeit des halbjährüchen ebenso wie die des jährlichen Abiturs vor; in den Lübecker Ver¬
einbarungen von 1977 wird dies unter Nummer 1.4. noch einmal ausdrücküch betont.
Sieben der elf Länder haben einmal pro Jahr Abitur, wobei Hamburg, Rheinland-
Pfalz und Schleswig-Holstein in Ausnahmen auch das halbjähriiche Abitur einräu¬
men. Berlin, Bremen, Hessen, Niedersachsen nehmen zweimal ün Jahr die Abitur¬
prüfung ab. Wegen der erheblichen Mehrbelastung der KoUegien durch zwei Abitur¬
termine im Jahr wird erwogen, auch in diesen Ländern das Abitur nur einmal jährlich
durchzuführen.
Eine gewisse Ungleichheit in bezug auf die maximale Verweildauer in der Oberstufe war
dadurch eingetreten, daß die Höchstverweildauer von vier Jahren aufgrund der Wieder¬
holungsbestimmungen in den einzelnen Ländern (vgl. Baden-Württemberg) oder auf¬
grund der Tatsache überschritten werden konnte, daß zum Beispiel in BREMEN und bislang
auch in NIEDERSACHSEN das Abitur in einem eigenen Semester abgelegt wurde. Das ist
durch den ersten Satz der Lübecker Vereinbarung von 1977 ausgeglichen worden; der
Passus lautet nämlich: „Die Höchstverweüdauer gemäß Ziffer 7.1 der Vereinbarung (von
1972; d. Verf.) kann um den für die Wiederholung einer nicht bestandenen Abiturprüfung
erforderlichen Mindestzeitraum von einem halben oder einem Jahr überschritten werden."
4.3. Die Eüiführungsphase (vgl. TabeUe 3)
Die Organbatiomform der Einführungsphase, zu der es in der Vereinbarung unter 7.3.
lediglich heißt: „in der Jahrgangsstufe 11 wird das Kurssystem so eingeführt, daß es spä¬
testens vom Beginn der Jahrgangsstufe 12 an voll entfaltet ist", weist erhebliche Unter¬
schiede auf.
In Baden-Württemberg gibt es maximal zwei unbenotete Vorbereitungskurse, in Bayern wird die










































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































bürg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein
hingegen gibt es wiederum nur ein jeweils unterschiedhch gestaltetes vorbereitendes Programm von
Pflicht- und Wahlkursen, das entweder von Beginn an oder vom zweiten Halbjahr der 11. Jahrgangs¬
stufe an die Form von Leistungs- und Grundkursen hat. Berlin, Hessen und das Saarland haben
einen Pflichtunterricht, der in der Klassenform erteüt wüd und entweder von Anfang an oder in
Hessen erst im zweiten Halbjahr durch Wahlkurse ergänzt und erweitert wird. Der Auftrag, in der
Jahrgangsstufe 11 das Kurssystem einzuführen, wird also teüs mehr im Prinzip, teils auch praktisch
erfüUt. Die Zahl der Unterrichtsfächer, die der Schüler in dieser Zeit hat, stimmt weitgehend überein
und teüt sich in Pflicht- und Wahlbereiche auf, wie es zu der jeweihgen Organisationsform paßt.
Die Art des Übergangs von der Einführungsphase in das eigentüche Kurssystem ist wie¬
derum Anlaß zu erheblichen Abweichungen.
Eine regehechte Versetzung beziehungsweise Nichtversetzung kennen die Bundesländer Baden-
Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und mit Einschränkung
Schleswig-Holstein und das Saarland. Eine Aufnahme in die Kursoberstufe, und zwar mit den
Differenzierungen A = direkte Aufnahme, B = Aufnahme mit Ausgleich, C = versuchsweise Auf¬
nahme mit Auflagen für das erste Semester, gibt es in den Ländern Berlin, Bremen, Hamburg,
Hessen, Niedersachsen und teüweise in Schleswig-Holstein und im Saarland.
Die Skala der Übergangsarten reicht also von Versetzung beziehungsweise Nichtver¬
setzung nach den engen Vorschriften dieses Verwaltungsaktes bis hin zur versuchsweisen
Aufnahme mit Auflagen für das erste Semester bei theoretisch - und praktisch — vier oder
fünf „Fünfen". Die Bedeutung dieses Unterschieds liegt in folgendem: Ein versuchs¬
weise aufgenommener Schüler erhält zwar Leistungsauflagen für das erste Kurssemester
und die Gewißheit, daß er das Gymnasium endgültig verlassen muß, wenn er die Auflagen
nicht erfüUt; da der Schüler aber bei seiner freien Kurswahl unter Umständen mehrere
Fächer abwählen kann, in denen ermangelhafte Leistungen hatte, hat er eine echte Chance,
die Auflagen zu erfüUen und in der Kursoberstufe zu bleiben, während sein Klassenkame¬
rad in einem anderen Land ein Jahr wiederholen muß; darüber hinaus bedeutet dies eine
zusätzüche Hypothek für eine spätere Wiederholungsmögüchkeit.
Eine verkürzte Verweildauer in der Oberstufe, das heißt die Mögüchkeit, durch besonders
gute Leistungen früher als ün RegelfaU das Abitur abzulegen, gibt es außer in Baden-
Württemberg und Bayern in allen Bundesländern. Die Bedingungen, unter denen ein
Schüler eine solche Verkürzung erwirken kann, sind in den neun Bundesländern in ihren
Einzelbestimmungen (besonders auch in der Wahl des Zeitpunkts für diese Entscheidung)
zwar sehr unterschiedlich, können aber im Hinblick auf die insgesamt zu erbringende Lei¬
stung als gleichwertig angesehen werden. Auf einen Nenner gebracht, kann man sagen,
daß der Schüler zu einem jeweüs unterschiedUchen Zeitpunkt eine bestimmte Anzahl von
Kursen in bestimmten Fächern (darunter sind jeweils die beiden Leistungsfächer) mit der
Note gut oder besser vorweisen muß. Daß die Möglichkeit der vorzeitigen Ablegung des
Abiturs einen zeitlichen Vorsprung bis zu einem Jahr vor Altersgenossen aus einem ande¬
ren Bundesland bedeuten kann, ist bereits erwähnt worden.
4.4. Das Kurssystem: Umfang der Unterrichtsverpflichtungen (vgl. Tabelle 4)
Im Hinblick auf das Kurssystem legt die KMK-Verembarung fest, daß jeder Schüler zwei
Leistungsfächer haben muß; nach Nummer 7.10. der Vereinbarung steht es dem einzelnen











































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































3 I r- §! fr 3
206 Peter Lohe
der Schüler kurzvor dem Abitur festlegen, welches der drei Leistungsfächer er zum Grund¬
kurs abstuft, da es in der Abiturprüfung nur zwei Leistungsfächer gibt.
Rheinland-Pfalzund das Saarland lassen von dieser Mögüchkeit Gebrauch machen, während die
anderen neun Bundesländer zwei Leistungsfächer vorschreiben. Über die Wochenstundenzahl der
Leistungskurse sagt die Vereinbarung: „Sie werden mit mindestens fünf, in der Regel mit sechs
Wochenstunden angeboten." In Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Rheinland-
Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein gibt es Leistungskurse mit fünf Wochenstunden, teüweise
auch sechs Wochenstunden, in den übrigen Bundesländern sind die Leistungskurse sechsstündig.
Obgleich in den beiden erwähnten Punkten aUe Bundesländer sich innerhalb der von der
Verembarung getroffenen Regelung bewegen, ist es dennoch nicht uninteressant, sich zu
verdeutüchen, wie klein oder groß die Abweichungen ausfallen, die mit diesen Zahlen ge¬
geben smd.
Ein Durchschnittsschuljahr hat vierzig Unterrichtswochen, ein Kurshalbjahr mithin zwanzig Unter¬
richtswochen: Der Unterschied zwischen einem fünf- und emem sechsstündigen Leistungskurs be¬
trägt also pro Kurs und Fach zwanzig Unterrichtsstunden im Halbjahr. Ein weiteres Beispiel soll
zeigen, wie unterschiedhch sich die dreißig Unterrichtswochenstunden eines Schülers zusammen¬
setzen können:
Baden-Württemberg Hamburg Rheinland-Pfalz
2 Lk ä 5 Wstd. = 10 Wstd. 2 Lk ä 6 Wstd. = 12 Wstd. 3 Lk ä 5 Wstd. = 15 Wstd.
7 Gk ä 3 Wstd. = 21 Wstd. 6 Gk ä 3 Wstd. = 18 Wstd. 5 Gk ä 3 Wstd. = 15 Wstd.
31 Wstd. 30 Wstd. 30 Wstd.
Die drei Beispiele lassen deutüch erkennen, wie unterschiedhch die Wochenstunden fachüch zu¬
sammengesetzt sind: In Baden-Württemberg teilen sich neun Fächer die 31 Wochenstunden,
während es in Hamburg und Rheinland-Pfalz acht Fächer sind. Berücksichtigt man darüber hinaus
die Angaben des ersten Beispiels zur Differenz in der Wochenstundenzahl der Leistungskurse, dann
ergibt sich folgendes BUd: Die zwei Leistungskurse in Baden-Württemberg haben insgesamt vier¬
zig Semesterwochenstunden weniger als die beiden Leistungskurse in Hamburg, nämüchje nach Lei¬
stungsfach zwanzig Semesterwochenstunden. Der Unterschied zwischen dem Schüler aus Hamburg
und dem aus Rheinland-Pfalzbesteht nicht in der Fächerzahl, wohl aber in derAnzahl von Stunden,
mit der er diese Fächer studiert hat: Der Hamburger Schüler hat zwei sechsstündige und sechs drei¬
stündige Fächer, der Schüler aus Rheinland-Pfalz hingegen hat drei fünfstündige Fächer und fünf
dreistündige Fächer - rein rechnerisch dasselbe Ergebnis.
SteUen wü uns einmal vor, ein Schüler würde nach dem zweiten Kurssemester mit seiner Famiüe von
Hamburg nach Rheinland-Pfalz umziehen. Er käme dann an eine Schule, an der er drei fünf¬
stündige Leistungsfächer hätte. Das bedeutet, daß er in einem dritten Fach einen Unterrichtsverlust
von zwei Wochenstunden pro Semester wettzumachen hätte, da er in diesem Fach in Hamburg bis¬
lang nur den Anforderungen eines Grundkurses genügen mußte. Wenn wir von zwanzig Unterrichts¬
wochen eines Durchschnittssemesters ausgehen, so bedeutet dies rein rechnerisch einen Unterschied
von vierzig Unterrichtsstunden pro Semester im dritten Leistungsfach; nimmt man noch den Unter¬
schied im Anforderungsniveau zwischen einem Leistungskurs und einem Grundkurs hinzu, so dürfte
der wirküche Unterschied noch etwas bedeutsamer sein. Es muß dahingestellt bleiben, ob der Schüler
das Plus von je zwanzig Stunden Mehrarbeit aus den beiden anderen Leistungsfächern in die Waag¬
schale werfen kann.
VöUig einheitlich ist die Zahl von 22 Grundkursen, die jeder Schüler in jedem Bundesland
in die Gesamtquaüfikation beim Abitur einbringen muß. Unterschiedhch ist wiederum
nur die Anzahl der Wochenstunden, mit der das jeweiüge Fach unterrichtet wird. Und da
zum Beispiel die Schüler zwei Grundkurse Kunst oder Musik oder Literatur in die Gesamt¬
qualifikation einbringen müssen, kann es durchaus von Bedeutung sein, ob der betreffende
Grundkurs zweistündig oder dreistündig war; denn es bedeutet einen Unterschied von
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zwanzig Wochenstunden pro Semester. Die Grundkurse in Kunst und Musik sind bei¬
spielsweise in Baden-Württemberg, Bayern und Hamburg zweistündig, in allen
anderen Bundesländern dreistündig. Ein Schüler aus Baden-Württemberg bringt mit
seinen zwei Semestern Musik zum Beispiel insgesamt vierzig Wochenstunden weniger ein,
als das in Berlin oder Hessen der Fall wäre.
Ein Tatbestand, der hier nur aufgezeigt, aber nicht ausgewertet werden kann, sind die
Festlegungen der einzelnen Länder hinsichtlich der minimalen oder maximalen Teil¬
nehmerzahlen in den Leistungs- und Grundkursen. Hier sind die Unterschiede zwischen
den einzelnen Ländern besonders groß, wie aus Tabelle 4 hervorgeht.
Die Mögüchkeit, daß ein Kurs jahrgangsübergreifend geführt werden darf, das heißt, daß
jüngere Schüler an einem Kurs des höheren Jahrgangs teilnehmen dürfen, wüd von der
Vereinbarung grundsätzlich eingeräumt. Die Bestimmungen der Länder deuten hier mehr
eine Tendenz an, als daß sie klare Aufträge erteilten. Eindeutig ablehnend verhält sich nur
Baden-Württemberg. Die Möghchkeit, jahrgangsübergreifende Kurse einzurichten,
ist vor allem sinnvoll an kleineren Schulen, die ohne diese Mögüchkeit unter Umständen
das eine oder andere Fach wegen zu geringer Teilnehmerzahlen des einzelnen Jahrgangs
nicht anbieten könnten.
4.5. Mindestforderungen inhalthcher Art ün Kurssystem (vgl. Tabelle 5)
Die inhalthchen Mindestverpflichtungen, die nach der Vereinbarung von jedem Schüler
belegt und in die Gesamtqualifikation eingebracht werden müssen (außer Sport) sind fol¬
gende: zwei Semester Fremdsprache, zwei Semester Muttersprache Deutsch, zwei
Semester entweder Kunst oder Musik oder Literatur, ferner 16 Wochenstunden im zwei¬
ten Aufgabenfeld sowie zwei Semester Mathematik und vier Semester Naturwissenschaf¬
ten. Von den mindestens acht Semesterwochenstunden Sport können maximal drei Se¬
mester eingebracht werden, sofern es nicht Prüfungsfach ist. Auch bei diesen wichtigen
inhaltlichen Verpflichtungen lassen sich Unterschiede zwischen den Ländern feststeUen;
jedoch eigentlich nur in dem Sinne, daß einige Länder mehr fordern als andere, die sich an
das Minimum halten.
So verlangen beispielsweise Rheinland-Pfalz und das Saarland vier Semester Mathematik und
vier Semester Fremdsprache gegenüber je zwei Semestern in den anderen Bundesländern. Die For¬
derung von vier Semestern Deutsch erheben die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin,
Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein; Niedersachsen verlangt drei Semester
Deutsch. Die Lübecker Vereinbarung von 1977 besagt unter Nummer 3.2.: „Das Fach Deutsch
umfaßt Sprache und Literatur." In dieser Formulierung bleibt offen, um wieviele Semester es sich
handelt, so daß Bremen, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen weiterhin zwei Semester
Deutsch verlangen, in der Regel Muttersprache, und den deutschen Literaturunterricht in Form von
zwei Semestern zur Wahl steUen mit Kunst und Musik. Die Forderungen im zweiten, geseüschafts-
wisenschaftüchen Aufgabenfeld sind im großen und ganzen gleichwertig. Das gleiche gilt für Sport.
Die Behandlung von Reügion als Unterrichtsfach in der Kursoberstufe unterliegt den jeweihgen
genereUen Länderregelungen zum Reügionsunterricht, kann also hier nicht verglichen werden; das
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4.6. Regelungen für die Leistungsbewertung (vgl. Tabelle 6)
Zum Stichwort Leistungsbewertung gibt die Vereinbarung einmal den Schlüssel für die
Umrechnung der Notenskala in das Punktsystem (siehe oben Abschn. 3.3.), zum anderen
legt sie die maximal erreichbaren Punktzahlen in Grund- und Leistungskursen fest, drit¬
tens bestünmt sie die Zusammensetzung der Gesamtqualifikation und damit die Leistungs¬
berechnung auf dem Abiturzeugnis. Die Handhabung dieser drei wesentlichen Punkte ist
in allen Bundesländern gleich; schon im Hinblick auf die gegenseitige Anerkennung der
Abiturzeugnisse liegt dies nahe. Was aber als untersuchenswert erschien und deshalb in
die Tabelle 6 aufgenommen wurde, ist die Art, in der im einzelnen die Semesterleistungen
in den Kursen festgestellt werden. Auch in diesem Bereich ergeben sich wiederum auf¬
fällige Unterschiede.
Zunächst einmal lehnen (abgesehen von Baden-Württemberg, für das sich in den Veröffentlichun¬
gen keine Hinweise finden ließen) sieben Bundesländer - und zwar Bremen, Hamburg, Hessen,
Niedersachsen, Nordrhetn-Westfalen, Saarland, Schleswig-Holstein - eine formale Fest¬
legung des Gewichts der mündlichen im Verhältnis zu den schriftlichen Leistungen ab und sprechen
allenfalls eine Empfehlung aus; fünf von ihnen legen lediglich die Zahl der Klausuren fest, und zwar
im allgemeinen zwei Klausuren je Leistungs- und Grundkurs. Die drei verbliebenen Länder Bayern,
Berlin und Rheinland-Pfalz legen nicht nur die Zahl der Klausuren fest, nämüch zwei Klausuren
im Leistungskurs, eine Klausur im Grundkurs, sondern schreiben auch formal die Gewichtung zwi¬
schen dem mündlichen und dem schriftlichen Teil der Semesterleistung fest. Dabei verdient hervor¬
gehoben zu werden, daß in Berlin und Rheinland-Pfalz die zwei Klausuren im Leistungskurs die
Hälfte der Note ausmachen und die mündliche Note die andere Hälfte erbringt, während in Bayern
die zwei Klausuren mit zwei Dritteln zu Buche schlagen und das Mündliche ein Drittel der Leistung
umfaßt; auch im Grundkurs liegt in Bayern mit zwei Dritteln für die eine Klausur das Übergewicht
auf dem schriftlichen Teil gegenüber einem Drittel im Mündlichen, während in Berlin und Rhein¬
land-Pfalz genau das umgekehrte Verhältnis besteht.
Mit der Darstellung sollte zusammen mit einer Übersicht über die Länderregelungen auch
die Möglichkeit geschaffen werden, anhand einiger ausgewählter Merkmale die elf Län¬
derordnungen mit der Vereinbarung von 1972 zu vergleichen und das Maß erreichter
Bundeseinheitlichkeit zu beurteilen. Demgemäß sollten die Entsprechungen ebenso deut-
tich hervortreten wie die Unterschiede. Wenn dennoch die Unterschiede fast stärker in
Erscheinung treten als die Entsprechungen, so ist das aUerdings nicht nur eine Folge nach-
trägücher Auseinanderentwicklung in der föderalistischen Kulturlandschaft. Vielmehr
ist es auch als Hinweis darauf zu werten, wie dehnbar von vornherein die Vereinbarung
gehalten worden ist, an deren Entstehen ja schließlich alle elf Länder mit ihren Eigeninter¬
essen beteiligt waren.
Abkürzungen
B = Biologie GQ = Gesamtqualifikation PK = Profilkurs
Ch • = Chemie Ku/Mu = Kunst/Musik PW = Poütische Weltkunde
D = Deutsch Lit = Literatur 0 = Durchschnitt
Ek = Erdkunde LK = Leistungskurs Rel = Religion
E-Phase = Einführungsphase M = Mathematik Sem = Semester
Fs = Fremdsprachen Ms = Muttersprache Sk = Sozialkunde
G = Geschichte Nw = Naturwissenschaft Sp = Sport
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